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Sozialleistungen für Ausländer 
(Gz. SI 221/ 112.20-4-1) Stand 01.04.2018 bis 30.11.2018.
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1. Einleitung und Ziele

Ausländer, die sich im Inland tatsächlich aufhalten, haben nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 
SGB XII Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII. 

Von Leistungen nach dem SGB XII ausgeschlossen sind Leistungsberechtigte nach § 1 
AsylbLG und Ausländer und deren Familienangehörige, die einen der Tatbestände des § 23 
Abs. 3 S. 1 SGB XII erfüllen. 

http://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1.html
http://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/__1.html
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Bei einer Aufenthaltsverfestigung nach § 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII (siehe unter 4.2.1) erhalten 
die an sich nach § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII von Sozialhilfeleistungen (außer Überbrückungs-
leistungen) ausgeschlossenen Ausländer Leistungen nach § 23 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB XII. 
 
Nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII erhalten hilfebedürftige Ausländer, die dem Leistungsaus-
schluss nach § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII unterfallen, existenzsichernde Leistungen zur Über-
brückung des Zeitraumes bis zur Ausreise, längstens für die Dauer eines Monats. 
 
Mit dieser Arbeitshilfe soll ein einheitliches Vorgehen bei der Bewilligung von Sozialleistun-
gen an Ausländer sichergestellt und die Prüfung von Leistungsansprüchen von Ausländern 
erleichtert werden. 

2. Übersicht zu den Leistungsansprüchen 
 
(nicht abschließend, bei Sonderfällen sind die Rechtsämter der Bezirke zu befragen) 
  

2.1 Reguläre Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB XII  
- Unionsbürger mit Daueraufenthaltsrecht  
- Unionsbürger als Arbeitnehmer/-innen  
- Unionsbürger als Selbstständige  
- Unionsbürger als ehemalige Arbeitnehmer/-innen oder Selbstständige nach unfreiwil-

ligem Verlust der Arbeit (auch bei Erwerbsminderung)  
- Auszubildende in betrieblicher Ausbildung (gem. § 2 Abs. 3 Nr. 3 FreizügG/EU)  
- Familienangehörige dieser Personengruppen 

2.2   Leistungen nach SGB XII 
      -     Angehörige der EFA-Staaten, die sich erlaubt aufhalten  

2.3 Leistungen nach  § 23 Abs. 1 S. 1 u. 2 SGB XII  
- Personen ohne Daueraufenthaltsrecht, aber mit fünfjährigem Aufenthalt 

2.4 Leistungen nach § 23 Abs. 1 SGB XII 
      -    Touristen mit tatsächlichem Aufenthalt ohne sonstigen Anspruch  

2.5 Gesetzlicher Leistungsausschluss bzw. lediglich „Überbrückungsleistungen“ nach 
SGB XII 

- Nicht-EFA-Angehörige (Unionsbürger) mit Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitsuche 
- Nicht-EFA-Angehörige mit Aufenthaltsrecht als Kinder aktueller oder ehemaliger Ar-

beitnehmer/-innen und deren Eltern, die von den Kindern das Aufenthaltsrecht ablei-
ten  

- Unionsbürger/-innen ohne materielles Freizügigkeitsrecht mit Aufenthalt unter fünf 
Jahren 

- Nicht erwerbstätige Unionsbürger  und Familienangehörige ohne ausreichende Exis-
tenzmittel)  in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts 

2.6 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz  
- Unionsbürger/-innen nach formaler Feststellung über den Verlust oder das Nichtbe-

stehen des Freizügigkeitsrechts durch die Ausländerbehörde („Verlustfeststellung““)  
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3. Kurzschema zur Prüfung des Leistungsanspruches  
(nicht abschließend, nur übliche Aufenthaltsrechte) 
 
 

 

Für Personen nach § 23 
Abs. 3 Nr. 2, 3 SGB XII 

und ihre Familienangehö-
rigen, wenn kein Verlust 

festgestellt: 
Bei Zugehörigkeit zum 
Kreis der LB nach dem 

SGB XII 
Leistungen nach Maßga-

be des § 23 Abs.1 S.1 und 
2 SGB XII. 

Bei SGB II Leistungsbe-
rechtigten  

Ablehnung und 
Verweis an JC. 

Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland, der 
mindestens fünf Jahre andauert  

1. Besteht ein materielles Aufenthaltsrecht nach 
FreizügG/EU ? 

• zur Arbeitssuche oder  
• als nicht erwerbstätiger Unionsbürger oder 

Familienangehöriger während der ersten 
drei Monate, oder  

• Aufenthaltsrecht nach Verordnung EU Nr. 
492/2011 als Kind eines aktuell oder ehe-
maligen beschäftigten Unionsbürgers wäh-
rend Ausbildung o. Schulbesuch, oder des-
sen Eltern 

 

Leistungen nach SGB XII 

Kein Leistungsanspruch nach Maßgabe 
des § 23 Abs. 1 SGB XII – ggfs. An-
spruch auf Überbrückungsleistungen 
nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII (wenn 

Ausreisewille vorhanden) 
Leistungen nach SGB II o.  

SGB XII 

EFA-Zugehörigkeit? 

Vorliegen eines Leistungs-
ausschlusses nach § 23 Abs. 

3, S. 1 SGB XII? 

Kein Leistungsanspruch nach 
Maßgabe des § 23 Abs. 1 SGB 
XII – ggfs. Anspruch auf Über-
brückungsleistungen nach § 23 
Abs. 3 S. 3 SGB XII (wenn Aus-

reisewille vorhanden) 

- Daueraufenthaltsrecht 
nach § 4a FreizügG/EU 
(nach fünf Jahren nachge-
wiesener Freizügigkeit) 

 

SGB II 
oder 

SGB XII 
 

Sonstiges materielles Aufenthalts-
recht von Unionsbürgern als Arbeit-
nehmer, Selbständige, Gleichgestell-
te, oder Auszubildende nach Frei-
zügG/EU ? 
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4. Gewährung von Leistungen nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 S. 1, 2 SGB XII 
 
Da § 23 SGB XII kein Antragserfordernis enthält, gilt auch hier der Kenntnisgrundsatz (§ 18 
Abs. 1 SGB XII). 
 

4.1 Leistungsbegehren 
 
Sofern von einem Ausländer Sozialleistungen begehrt werden, ist wie folgt vorzugehen: 

 
- persönliche Vorsprache, ggf. aller Mitglieder der Einsatzgemeinschaft erforderlich 

 
- Vorlage Pass, maßgebliche Personenstandsurkunden ggf. zur Fertigung von Kopien 

 
- ggfs. Ausfüllen des Fragebogens „EU Bürger“ durch jeden einzelnen Familienange-

hörigen/ Antragsteller (bei minderjährigen Kindern durch die Eltern) und Vorlage er-
forderlicher Nachweise (Anlage 1 Fragebogen Erwachsener und Anlage 2 Fragebo-
gen minderjähriges Kind)  
 

- Feststellung, ob eine Verpflichtungserklärung vorliegt (zum weiteren Ablauf und Vor-
gehen: Anlage 3 Ablaufschema Verpflichtungserklärung) 
 

- Ausfüllen der Checkliste und der Erklärung zum Leistungsantrag zur Prüfung der Hil-
febedürftigkeit und eines etwaigen Krankenversicherungsschutzes, Vorlage der er-
forderlichen Nachweise 

 
- Vorlage des Ablehnungsbescheides des Jobcenters bei vorangegangenem SGB II 

Leistungsbezug bzw. SGB II Leistungsantrag. 
 

4.2 Prüfung des Leistungsanspruches 
 

4.2.1 Verfestigter Aufenthalt gem. § 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII 
 
Voraussetzung für Leistungen nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 S.1 und 2 SGB XII ist ein Auf-
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland, der mindestens fünf Jahre andauert sowie die 
Zugehörigkeit zum Kreis der Leistungsberechtigten nach SGB XII.  
 
Der Aufenthalt über fünf Jahre oder mehr nach § 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII ist nicht mit dem 
Daueraufenthaltsrecht nach § 4a des Freizügigkeitsgesetzes gleichzusetzen. Die Anforde-
rungen an das Daueraufenthaltsrecht sind höher (Nachweis des rechtmäßigen Aufenthalts 
über fünf Jahre vor Ausstellung Bescheinigung des Daueraufenthaltsrechts nach § 4a Frei-
zügG/EU). Der verfestigte Aufenthalt nach § 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII hat geringere Anforde-
rungen (Nachweis des mindestens fünfjährigen Aufenthalts im Bundesgebiet genügt). Ein 
formelles Aufenthaltsrecht genügt (s. dazu unter 4.2.2.). 
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Folgende Voraussetzungen müssen also vorliegen:  
 

- Aufenthaltsdauer muss durch entsprechende Anmeldung belegt sein. 
- Ausschluss, wenn Feststellung des Verlustes oder Nichtbestehens des Freizügigkeits-

rechts (Bekanntgabe genügt, Bescheid muss nicht bestandskräftig sein), dies ist zu 
klären mit der BIS oder der Ausländerabteilung. 

- Aufenthaltsdauer von fünf Jahren ohne Anrechnung von Zeiten unrechtmäßigen Auf-
enthaltes, in denen Ausreisepflicht bestand. (nach Verlustfeststellung des Freizügig-
keitsrechts) 

- keine wesentliche Unterbrechung ( z.B. nur kurzer Heimatbesuch). 
- Zugehörigkeit zum Kreis der Leistungsberechtigten nach SGB XII. 

 
Liegen diese Voraussetzungen vor, so besteht ein Leistungsanspruch gemäß § 23 Abs. 1 S. 
1, 2 SGB XII i.V.m. den betreffenden Vorschriften des SGB XII. Eine Prüfung der folgenden 
Voraussetzungen muss nicht erfolgen. 
 
Hinweis: Bei Verlustfeststellung besteht ein Anspruch nach AsylbLG. 
 

4.2.2 Vorliegen eines materiellen Aufenthaltsrechts 
 
In allen anderen Fällen, in denen kein verfestigter Aufenthalt vorliegt, muss zunächst geprüft 
werden, ob ein materielles Aufenthaltsrecht (nach Freizügigkeitsrecht oder Aufenthaltsge-
setz) besteht, beispielsweise durch die Erfüllung eines Freizügigkeitstatbestandes (z.B. als 
Arbeitssuchender, Arbeitnehmer, Selbstständiger, Nichterwerbstätiger, Daueraufenthaltsbe-
rechtigter).  
 
Davon zu unterscheiden ist das formelle Aufenthaltsrecht, aufgrund dessen der Aufenthalt 
rechtmäßig ist bis zur Feststellung des Verlustes der Freizügigkeit durch die Ausländerbe-
hörde (Anlagen 4 bis 7 „Freizügigkeitsberechtigung“). Ein rein formelles Aufenthaltsrecht 
genügt jedoch nicht, um einen Leistungsanspruch zu begründen. Ein nur formelles Aufent-
haltsrecht kommt praktisch nur bei Unionsbürgern vor und ist gegeben, wenn die gesetzli-
chen Voraussetzungen für die Freizügigkeit nicht mehr vorliegen, dies aber von der zustän-
digen Ausländerbehörde (noch) nicht festgestellt wurde. Solange gilt die gesetzliche Vermu-
tung für ein Freizügigkeitsrecht und es besteht auch keine Ausreisepflicht. Die Ausreise-
pflicht besteht erst mit Feststellung des Verlustes oder des Nichtbestehens der Freizügigkeit 
(§ 7 Abs. 1 FreizügG/EU). Vollziehbar ist die Ausreisepflicht jedoch erst mit Bestandskraft 
oder Rechtskraft der Feststellung. 
 
Ein materielles Aufenthaltsrecht nach § 2 Abs. 1 FreizügG/EU ergibt sich zum Beispiel für  
 

- Arbeitnehmer und Auszubildende, Prüfung s. Anlage 5 
- Arbeitssuchende bis zu sechs Monate oder länger bei Nachweis aussichtsreicher Su-

che, Prüfung s. Anlage 5 
- Selbständige (niedergelassene und Erbringer von Dienstleistungen), Prüfung s. Anla-

ge 5 

http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__7.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__2.html
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- Nachgehendes Freizügigkeitsrecht bei Erwerbsminderung o. unfreiwilliger Arbeitslo-
sigkeit/Aufgabe der Selbständigkeit, o. späterer Aufnahme einer Ausbildung, Prüfung 
s. Anlage 6 
 

- Empfänger von Dienstleistungen, Prüfung s. Anlage 5 
- Nicht erwerbstätige Unionsbürger, Prüfung s. Anlage 7 
- Familienangehörige von Unionsbürgern, Prüfung s. Anlage 4 
- Daueraufenthaltsberechtigte Unionsbürger und Familienangehörige, Prüfung s. Anla-

ge 6 
Das Aufenthaltsrecht ergibt sich aus den tatsächlichen Gegebenheiten. Das heißt: Niemand 
stellt formal fest, welcher Aufenthaltsgrund erfüllt ist, sondern jede Behörde prüft das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für sich.  
 
EU-Ausländern gleichgestellt sind Staatsangehörige aus den EWR-Staaten (Island, Liech-
tenstein, Norwegen) und der Schweiz. 
 
Ist ein materielles Aufenthaltsrecht nicht gegeben, so besteht kein Leistungsanspruch. Bis 
zur Ausreise kommen lediglich Überbrückungsleistungen nach Maßgabe des § 23 Abs. 3 S. 
3 SGB XII in Betracht, wenn ein Ausreisewille besteht. Hinweisschreiben erforderlich, s. An-
lage 9. 
 

4.2.3 EFA-Vertragsstaatsangehörige mit einem materiellen Aufenthaltsrecht 
 
Ausländer, die dem Europäischen Fürsorgeabkommen (EFA) unterliegen1 und sich erlaubt, 
das heißt mit materiellem Aufenthaltsrecht (siehe unter 4.2.2), im Bundesgebiet aufhalten,  
werden Leistungen nach § 23 Abs. 1 SGB XII gewährt, unabhängig davon, ob ein Leistungs-
ausschluss nach § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII besteht oder nicht 2. Eine Prüfung der folgenden 
Voraussetzungen muss nicht erfolgen. 
 
Bei Besonderheiten anderer Staatsangehöriger (beispielsweise aus Österreich) ist Rück-
sprache mit den jeweiligen Rechtsämtern zu halten.  
 

4.2.4 Vorliegen eines Leistungsausschlusses, § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII 
 
Bei allen Ausländern, die nicht EFA-Vertragsstaatsangehörige sind, muss bei Vorliegen ei-
nes materiellen Aufenthaltsrechts (siehe unter 4.2.2) die Prüfung erfolgen, ob ein Leistungs-
ausschluss nach § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII vorliegt. 
 
Ein Leistungsausschluss ist gegeben: 
 

                                                
1 15 der 18 EFA-Staaten sind EU-Mitgliedsstaaten: Belgien, Dänemark, Estland, Frankreich, Grie-
chenland, Deutschland, Irland, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Portugal, Spanien, Schweden, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien; 3 sind Drittstaaten: Island, Türkei, Norwegen 
 
2  Der Leistungsausschluss ist im SGB XII nicht anwendbar wegen des Gleichbehandlungsgebotes 
des Art. 1 EFA. Die Bundesregierung hat 2011 einen Vorbehalt zum EFA nur hinsichtlich des SGB II 
erklärt, so dass SGB II nicht mehr anwendbar ist. Nach dem BSG schlägt der Vorbehalt aber nicht auf 
Leistungen nach SGB XII durch, das EFA ist dort anwendbar. 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
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- Während der ersten 3 Monate des Aufenthaltes, § 23 Abs. 3 S.1 Nr. 1 SGB XII (wenn 
Unionsbürger nicht Arbeitnehmer, Selbständige oder gleichgestellte Personen gemäß 
§ 2 Abs. 3 FreizügG/EU). 

- Bei einem Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitssuche oder fehlendem Aufenthaltsrecht, § 
23 Abs. 3 S.1 Nr. 2 SGB XII. 

- Bei einem Aufenthaltsrecht von Kindern von Arbeitnehmern oder ehemaligen Arbeit-
nehmern in Deutschland, die die Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren, 
deren Aufenthaltsrecht sich allein aus deren Recht zum allgemeinen Schul- oder 
Ausbildungsbesuch aus Art. 10 der VO EU 492/2011 ergibt ( Familienangehörige von 
Arbeitnehmern), sowie deren Eltern, die von ihnen ein Aufenthaltsrecht ableiten, § 23 
Abs. 3 S.1 Nr. 3 SGB XII. 

- Bei einer Einreise zur Erlangung von Sozialhilfe § 23 Abs. 3 S.1 Nr. 4 SGB XII.  
Hinweis: Beweislast liegt bei der Behörde. Es muss ein finaler Zusammenhang zwi-
schen Einreiseentschluss und Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen gegeben 
sein. Dafür ist aus den objektiven Umständen nach Möglichkeit zu ermitteln, ob ein 
Wissen und Wollen im Sinne eines Vorsatzes vorhanden war, der Hauptgrund für den 
Einreiseentschluss war. Daneben können auch andere Einreisegründe gegeben sein. 
Für den Vorsatz ist nicht erforderlich, dass detaillierte Kenntnisse über das deutsche 
Sozialrecht vorhanden sind. 
 

 
Wenn ein materielles Aufenthaltsrecht vorliegt und kein Leistungsausschluss greift, so be-
steht ein Leistungsanspruch nach SGB II oder SGB XII. 
 

4.2.5 Kein Vorliegen eines materiellen Aufenthaltsrechts oder Bestehen eines Leis-
tungsausschlusses 
 
Beim Fehlen eines materiellen Aufenthaltsrechts und Aufenthalt unter fünf Jahren, bei Vor-
liegen eines materiellen Aufenthaltsrechts zur Arbeitssuche, während der ersten drei Monate 
bei Arbeitnehmern, Selbständigen, unfreiwillig Erwerbslosen, nach Aufnahme einer Ausbil-
dung, einem Aufenthaltsrecht nach Art. 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 (Schulbesuch 
oder Ausbildung von Kindern von derzeit oder ehemals beschäftigten EU-Bürgern) oder bei 
Bestehen eines Leistungsausschlusses (von Staatsangehörigen, die nicht dem EFA unterfal-
len) kommt bei bestehender Hilfebedürftigkeit ggf. die Gewährung von Überbrückungsleis-
tungen nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII in Betracht. Ein Anspruch nach § 23 Abs. 1 S. 1 SGB 
XII besteht nicht (s. 3. Kurzschema). 
 

4.2.6. Kein Vertrauensschutz 
 
Es besteht kein Vertrauensschutz des Leistungsbeziehers. Auch wenn nach alter Gesetzes-
lage ein Anspruch auf Leistungen bestand bzw. auch wenn bisher Leistungen bewilligt wur-
den und dieser Anspruch nun aber nach aktueller Rechtslage nicht besteht, müssen die Leis-
tungen eingestellt und ein Anspruch auf Überbrückungsleistungen geprüft und ggfs. Rückrei-
sekosten gewährt werden. 
 

4.3. Bescheidung  
 

http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__2.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32011R0492
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32011R0492
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html


8 
 

4.3.1 Rechtsgrundlagen einer Bewilligung 
 
Sollten die o.g. Anspruchsvoraussetzungen vorliegen und ein Anspruch nach Maßgabe des 
§ 23 Abs. 1 S. 1, 2 SGB XII bestehen, so erfolgt eine Bewilligung nach den einschlägigen 
Vorschriften des SGB XII (i.V.m. mit § 23 Abs. 1 SGB XII) und wird auch auf die jeweiligen 
Kapitel des SGB XII haushaltstechnisch gebucht. Lediglich die Überbrückungsleistungen 
nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII und Rückreisekosten (§ 23 Abs. 3a SGB XII) sind über den   
§ 23 SGB XII selbst zu buchen. 

 

4.3.2 Bestehen eines materiellen Aufenthaltsrechts und kein Leistungsausschluss 
 
Bei Feststellung eines materiellen Aufenthaltsrechts und des Nichtbestehens eines Leis-
tungsausschlusses muss, wenn der Ausländer zum Kreis der Leistungsberechtigten nach 
dem SGB II gehört, eine Ablehnung des Leistungsantrages nach § 21 SGB XII erfolgen. Es 
sollte ein Verweis an das Jobcenter wegen eines möglichen Anspruchs auf SGB II-
Leistungen erfolgen, möglichst im Ablehnungsbescheid. Dagegen sind bei Hilfebedürftigkeit 
Leistungen nach dem SGB XII zu gewähren, wenn der Ausländer zum Kreis der Leistungs-
berechtigten nach dem SGB XII zählt. 
 

4.3.3 Kein materielles Aufenthaltsrecht bzw. Bestehen eines materiellen Aufenthalts-
recht, aber Leistungsausschluss 

 
Bei Feststellung des Fehlens eines materiellen Aufenthaltsrechts und bei einem Aufenthalt 
unter fünf Jahren, bei Vorliegen eines materiellen Aufenthaltsrechts zur Arbeitssuche, wäh-
rend der ersten drei Monate bei Arbeitnehmern, Selbständigen, unfreiwillig Erwerbslosen 
nach § 2 Abs. 3 FreizügG/EU, nach Aufnahme einer Ausbildung, einem Aufenthaltsrecht 
nach Art. 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 (Schulbesuch oder Ausbildung von Kindern 
von derzeit oder ehemals beschäftigten EU-Bürgern, Aufenthaltsrecht für Kind und sorgebe-
rechtigte Eltern) oder bei Bestehen eines Leistungsausschlusses (von Nicht-EFA- Staatsan-
gehörigen) muss ein Anspruch nach § 23 Abs. 1 SGB XII abgelehnt werden. Bei Vorliegen 
der Voraussetzungen (insbesondere auch Ausreisewille) können nur Überbrückungsleistun-
gen nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII in Betracht kommen und darauf ist hinzuweisen, s. Hin-
weisschreiben, Anlage 9. 
 

4.3.4 EFA-Vertragsstaatangehöriger mit materiellem Aufenthaltsrecht  
 
Bei Feststellung eines materiellen Aufenthaltsrechts bei Ausländern aus EFA Vertragsstaa-
ten (und ggf. auch bei eigentlichem Bestehen eines Leistungsausschlusses) muss bei Feh-
len von Hilfebedürftigkeit eine Ablehnung erfolgen. Liegt Hilfebedürftigkeit vor, so müssen – 
unabhängig davon, ob der Ausländer zum Kreis der Leistungsberechtigten nach SGB XII 
gehört - Leistungen nach SGB XII gewährt werden. 
 

4.4 Übermittlungspflichten an Ausländerbehörde 
 
Die Beantragung und Bewilligung ist der Ausländerbehörde gemäß § 71 Abs. 2 SGB X, 87 
Abs. 2 Nr. 2a AufenthG mitzuteilen (Anlage 8 „Übermittlung von Daten des antragstellenden 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__21.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32011R0492
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
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Ausländers“). Dies hat nicht zu erfolgen, wenn es um Leistungen innerhalb der ersten drei 
Monate des Aufenthaltes geht (§ 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 SGB XII).  

5. Überbrückungsleistungen nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII 
 
Die von dem Leistungsausschluss gemäß § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII betroffenen Ausländer 
haben lediglich einen Anspruch auf Überbrückungsleistungen unter den im Folgenden aufge-
führten Voraussetzungen. Dies sind insbesondere also Ausländer, die:  
 

- über kein (unionsrechtliches) Aufenthaltsrecht verfügen, weil sie keine Arbeit su-
chen oder bereits seit mehr als sechs Monaten erfolglos Arbeit suchen,  
 

- über ein Aufenthaltsrecht nur zum Zweck der Arbeitsuche verfügen und nicht An-
gehörige der EFA-Staaten sind,  
 

- von dem dreimonatigen Leistungsausschluss nach § 23 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 SGB XII be-
troffen sind, 
 

- nur über ein Aufenthaltsrecht als Kinder ehemaliger Arbeitnehmer/-innen bis 
zum Abschluss einer Ausbildung verfügen und nicht Angehörige der EFA-Staaten 
sind. Dies bezieht sich auch auf die Elternteile, die die elterliche Sorge tatsächlich 
ausüben (Aufenthaltsrecht aus Art. 10 VO 492/2011).  

 

5.1 Hinweis nach § 23 Abs. 3 S. 4 SGB XII 
 
Sofern nach obenstehender Prüfung nur Überbrückungsleistungen in Betracht kommen, ist 
der hilfebedürftige Ausländer nach § 23 Abs. 3 S. 4 SGB XII hierüber sowie über die Rück-
reisehilfen nach § 23 Abs. 3a SGB XII, die Dauer der Überbrückungsleistungen und die 
Zweijahresfrist (Ausschlussfrist) zu informieren. 
 
Die Unterrichtungspflicht trifft den zuständigen Träger der Sozialhilfe. Sollte Jobcenter t.a.h. 
bereits den Unterrichtungspflichten nachgekommen sein, ist ein weiterer Hinweis durch den 
Träger der Sozialhilfe entbehrlich.  
 
Ein Vorschlag für die Formulierung eines Hinweisschreibens findet sich in Anlage 9 (Hin-
weisschreiben Überbrückungsleistungen). 
 

5.2 Voraussetzungen 
 

5.2.1 Hilfebedürftigkeit 
 
Voraussetzung für die Gewährung der Überbrückungsleistungen ist die Hilfebedürftigkeit, die 
nach dem SGB XII bestimmt wird, unabhängig davon, ob es sich um erwerbsfähige oder 
nicht erwerbsfähige Ausländer handelt. Die Berücksichtigung von Einkommen (§ 82 SGB XII) 
und Vermögen (§ 90 SGB XII) richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen. Insbeson-
dere muss vor der Inanspruchnahme der Leistungen nicht das Schonvermögen aufgebraucht 
werden. Auch im Übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen des SGB XII.  
 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__82.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__90.html
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Da § 23 SGB XII kein Antragserfordernis enthält, gilt auch hier der Kenntnisgrundsatz (§ 18 
Abs. 1 SGB XII). 
 

5.2.2 Ausreisewille 
 
Ein Anspruch auf Überbrückungsleistungen besteht nur, wenn ein Ausreisewille offensicht-
lich ist. Sinn und Zweck der Überbrückungsleistung ist es, dem Ausländer eine geordnete 
Rückreise zu ermöglichen. Daher kommen die Überbrückungsleistungen nur bis zur tatsäch-
lichen Ausreise in Betracht. Sollte ein Ausreisewille nicht geäußert werden bzw. offensicht-
lich nicht vorliegen, so besteht kein Anspruch auf die Überbrückungsleistung nach § 23 Abs. 
3 S. 3 SGB XII und zudem auch sonst kein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII. Der 
Ausreisewille ist ggf. zu belegen, z.B. durch einen Antrag auf Rückreisekosten bzw. die Vor-
lage von Fahrscheinen.  
 
Möglich ist eine Rückreise, sofern das Heimatland per Bus, Bahn oder Flugzeug erreicht 
werden kann, ggf. die Finanzierung der Rückreise gesichert ist und nicht sonstige tatsächli-
che Hinderungsgründe entgegenstehen, z.B. eine akute Erkrankung. 
 
Grundsätzlich ist von einer Rückreise zum nächstmöglichen Zeitpunkt auszugehen. 
 

5.2.3 Ausschluss 
 
Reist der Ausländer innerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der Überbrückungsleistungen 
wieder nach Deutschland ein, hat er keinen Anspruch auf erneute Überbrückungsleistungen, 
und zwar auch dann nicht, wenn wegen vorzeitiger Ausreise die Höchstdauer von einem 
Monat für den Bezug von Überbrückungsleistungen nicht ausgeschöpft war.  
 
Erst nach Ablauf von zwei Jahren kann ein erneuter Anspruch auf Überbrückungsleistungen 
entstehen. 
 

5.3. Leistung 
 

5.3.1 Leistungshöhe 
 
Gemäß § 23 Abs. 3 S. 5 SGB XII sind ausschließlich folgende Leistungen zu gewähren: 
 

Leistungshöhe (für einen Monat) 

Ernährung (Abt. 1 nach RBEG) 142,60 Euro 

Gesundheitspflege (Abt. 6) 15,54 Euro 
Körperpflege (z.T. Abt. 12) 25,20 Euro 

Summe 183,34 Euro 
 

 
 
 
Zudem sind zu gewähren: 
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- Leistungen zur Deckung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung in angemessener 

Höhe, einschließlich der Bedarfe nach § 35 Abs. 4 SGB XII und § 30 Abs. 7 SGB XII 
(Achtung: keine Stromkosten!), 
 

- Leistungen, die zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände (Arzt 
und Zahnarzt) einschließlich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie 
sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 
Krankheitsfolgen erforderlich sind (eine bestehende Krankenversicherung ist bis zu 
dem Zeitpunkt der Abreise aufrecht zu erhalten, ansonsten ist ein Behandlungsschein 
auszustellen), 
 
 Hinweis: Unter akuten Erkrankungen sind grundsätzlich - im Gegensatz zu chroni-
schen Erkrankungen - solche zu verstehen, die plötzlich auftreten und schnell und 
heftig verlaufen. Allerdings können akute und behandlungsbedürftige Krankheitszu-
stände auch mit bestimmten chronischen Erkrankungen einhergehen (z.B. Lungen-
entzündung bei HIV-Infektion, Suizidalität bei Depression). Schmerzzustände müssen 
dagegen nicht akut sein.  
 

- Leistungen nach § 50 Nr.1 bis 3 SGB XII (bei Schwangerschaft und Mutterschaft). 
 
Mögliche Frist: wenige Tage bis einem Monat, dies hängt davon ab, was ggf. bis zur Ausrei-
se noch zu erledigen ist (z.B. bei keinem eigenem Wohnraum, Familie noch im Heimatland, 
erst seit kurzem in Deutschland – Frist 1Tag bis zur nächsten Rückreisemöglichkeit per 
Bahn, Bus). 
 

5.3.2 Berechnung 
 
Je nach Ausreisetermin sind Überbrückungsleistungen lediglich tageweise zu bewilligen. Die 
o.g. Monatsbeträge sind daher durch die tatsächliche Anzahl der Tage in dem betreffenden 
Monat zu teilen und mit der erforderlichen Anzahl der Bewilligungstage zu multiplizieren. 
 

5.4 Rückreisekosten 
 
Nach § 23 Abs. 3a SGB XII können auf Antrag Rückreisekosten bewilligt werden. 
 

5.5 Abweichende Leistungsgewährung /Härtefall 
 
Ausnahmsweise können im Rahmen von Überbrückungsleistungen bei Vorliegen besonderer 
Umstände zur Überwindung einer besonderen Härte (§ 23 Abs. 3 S. 6, 1. HS SGB XII) im 
Einzelfall andere Leistungen im Sinne von § 23 Abs. 1 SGB XII gewährt werden. Dies be-
zieht sich sowohl auf die Dauer der Leistung (Überbrückungsleistungen länger als ein Monat) 
als auch auf den Umfang der Leistungen (Verweis auf andere Leistungen nach § 23 Abs. 1 
SGB XII) 
 
Allgemeine, für den Personenkreis typische Härten reichen nicht aus. Vielmehr muss sich 
aus der individuellen Situation der betreffenden Person ein besonderer Bedarf ergeben, der 
durch zusätzliche Leistungen zu decken ist. Dies ist im Einzelfall zu prüfen und durch den 
Leistungsberechtigten nachzuweisen. So werden bei festgestellter Reiseunfähigkeit bspw. 
Überbrückungsleistungen auch über einen Monat hinaus gezahlt. 
 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__30.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__50.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html
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In Betracht kommen weitergehende medizinische Leistungen oder Pflegeleistungen oder 
auch die Deckung eines zusätzlichen Bedarfs an Kleidung, Übernahme der Stromkosten, 
Mobilitätskosten.  
 
 

5.6 Beispielsfälle 
 

5.6.1 Fehlender Ausreisewille, Ausreise ausdrücklich nicht beabsichtigt 
 
Wird ein Wille zur Ausreise nicht geäußert bzw. wird eine Ausreise erkennbar nicht beabsich-
tigt, scheidet die Gewährung von Überbrückungsleistungen nach § 23 Abs. 3 SGB XII aus. 
Auch kommen keine anderweitigen Leistungen nach dem SGB XII in Betracht. 
  

5.6.2 Reiseunfähigkeit wird glaubhaft vorgetragen 
 
Wenn durch den Antragsteller glaubhaft vorgetragen wird, reiseunfähig zu sein (z.B. indem 
er entsprechende aussagekräftige ärztliche Bescheinigungen oder Unterlagen vorlegt), muss 
die Reiseunfähigkeit durch ein amtsärztliches Gutachten festgestellt werden.  
 
Bis zur Klärung der Reise(un)fähigkeit werden dem Antragsteller Überbrückungsleistungen 
nach § 23 SGB XII gezahlt.  
 
Bei Vorliegen einer amtsärztlich festgestellten Reiseunfähigkeit besteht weiterhin nur An-
spruch auf Überbrückungsleistungen nach Maßgabe des § 23 Abs. 3 SGB XII, im Einzelfall 
können bei Vorliegen einer besonderen Härte darüber hinausgehende Bedarfe gedeckt wer-
den (z.B. Stromkosten, Kosten für Verkehrsmittel). 
 

5.6.3 Ungeklärte Aufenthaltslage 
 
Ist im Einzelfall zweifelhaft, ob ein materielles Aufenthaltsrecht gegeben sein könnte, schei-
det die Gewährung von Überbrückungsleistungen nach § 23 Abs. 3 SGB XII aus. In diesen 
Fällen dürfte regelmäßig kein Rückreisewille bestehen, weil sonst gar kein Aufenthaltsrecht 
behauptet würde. Auch kommen anderweitige Leistungen nach dem SGB XII nicht in Be-
tracht. Es besteht dann kein Leistungsanspruch nach SGB XII. 
 
Zweifelhaft ist ein materielles Aufenthaltsrecht insbesondere, wenn die Voraussetzungen für 
die Freizügigkeit nicht mehr vorliegen, aber noch keine Verlustfeststellung von der Auslän-
derbehörde getroffen wurde, also bei bloßer gesetzlicher Vermutung eines Freizügigkeits-
rechts (formelles Aufenthaltsrecht). 
 

5.7 Muster für Bescheide 
 
In der Anlage 10 finden sich unterschiedliche Muster für Bescheide. 
 

6. Inkrafttreten 
 
Diese Arbeitshilfe tritt am 01.04.2018 in Kraft. 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__23.html

	1. Einleitung und Ziele
	2. Übersicht zu den Leistungsansprüchen
	2.1 Reguläre Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB XII
	2.2   Leistungen nach SGB XII
	2.3 Leistungen nach  § 23 Abs. 1 S. 1 u. 2 SGB XII
	2.4 Leistungen nach § 23 Abs. 1 SGB XII
	2.5 Gesetzlicher Leistungsausschluss bzw. lediglich „Überbrückungsleistungen“ nach SGB XII
	2.6 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

	3. Kurzschema zur Prüfung des Leistungsanspruches
	4. Gewährung von Leistungen nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 S. 1, 2 SGB XII
	4.1 Leistungsbegehren
	4.2 Prüfung des Leistungsanspruches
	4.2.1 Verfestigter Aufenthalt gem. § 23 Abs. 3 S. 7 SGB XII
	4.2.2 Vorliegen eines materiellen Aufenthaltsrechts
	4.2.3 EFA-Vertragsstaatsangehörige mit einem materiellen Aufenthaltsrecht
	4.2.4 Vorliegen eines Leistungsausschlusses, § 23 Abs. 3 S. 1 SGB XII
	4.2.5 Kein Vorliegen eines materiellen Aufenthaltsrechts oder Bestehen eines Leistungsausschlusses
	4.2.6. Kein Vertrauensschutz

	4.3. Bescheidung
	4.3.1 Rechtsgrundlagen einer Bewilligung
	4.3.2 Bestehen eines materiellen Aufenthaltsrechts und kein Leistungsausschluss
	4.3.3 Kein materielles Aufenthaltsrecht bzw. Bestehen eines materiellen Aufenthaltsrecht, aber Leistungsausschluss
	4.3.4 EFA-Vertragsstaatangehöriger mit materiellem Aufenthaltsrecht

	4.4 Übermittlungspflichten an Ausländerbehörde

	5. Überbrückungsleistungen nach § 23 Abs. 3 S. 3 SGB XII
	5.1 Hinweis nach § 23 Abs. 3 S. 4 SGB XII
	5.2 Voraussetzungen
	5.2.1 Hilfebedürftigkeit
	5.2.2 Ausreisewille
	5.2.3 Ausschluss

	5.3. Leistung
	5.3.1 Leistungshöhe
	5.3.2 Berechnung

	5.4 Rückreisekosten
	5.5 Abweichende Leistungsgewährung /Härtefall
	5.6 Beispielsfälle
	5.6.1 Fehlender Ausreisewille, Ausreise ausdrücklich nicht beabsichtigt
	5.6.2 Reiseunfähigkeit wird glaubhaft vorgetragen
	5.6.3 Ungeklärte Aufenthaltslage

	5.7 Muster für Bescheide

	6. Inkrafttreten

